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 8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt zu bleiben. 

 

ANLAGE 

Statut des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das vom Sicherheitsrat kraft Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen errichtete 
Internationale Strafgericht zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen 
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer 
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbar-
staaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind (im fol-
genden als "das Internationale Gericht für Ruanda" bezeichnet), nimmt seine Aufgaben 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Statuts wahr. 

Artikel 1  

Zuständigkeit des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen, die für schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 
und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandische Staatsangehörige, die 
für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangene Verstöße 
dieser Art verantwortlich sind, nach den Bestimmungen dieses Statuts strafrechtlich zu ver-
folgen. 

Artikel 2  

Völkermord  

 1. Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen strafrechtlich zu 
verfolgen, die Völkermord im Sinne des Absatzes 2 oder eine der anderen in Absatz 3 auf-
geführten Handlungen begehen. 

 2. Völkermord ist jede der folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen 
wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teil-
weise zu zerstören: 

 a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe; 

 b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an 
Mitgliedern der Gruppe; 

 c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet 
sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen; 

 d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der 
Gruppe gerichtet sind; 

 e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. 

 3. Die folgenden Handlungen sind zu bestrafen: 

 a) Völkermord; 

 b) Verschwörung zur Begehung von Völkermord; 
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 c) unmittelbare und öffentliche Anreizung zur Begehung von Völkermord; 

 d) Versuch, Völkermord zu begehen; 

 e) Teilnahme am Völkermord. 

Artikel 3  

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

 Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen strafrechtlich zu verfolgen, 
die für folgende Verbrechen verantwortlich sind, wenn diese im Rahmen eines breit ange-
legten oder systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung aus nationalen, politischen, 
ethnis chen, rassischen oder religiösen Gründen begangen werden: 

 a) Mord; 

 b) Ausrottung; 

 c) Versklavung; 

 d) Deportierung; 
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 g) Verurteilung und Hinrichtung von Personen ohne vorhergehendes Urteil eines 
ordnungsgemäß zusammengesetzten Gerichts und ohne ein Gerichtsverfahren mit allen 
Garantien, die von den zivilisierten Völkern als unverzichtbar anerkannt werden; 

 h) Androhung einer der genannten Handlungen. 

Artikel 5  

Persönliche Zuständigkeit 

 Das Internationale Gericht für Ruanda hat Gerichtsbarkeit über natürliche Personen 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Statuts. 

Artikel 6  

Individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit 

 1. Wer ein in den Artikeln 2 bis 4 dieses Statuts genanntes Verbrechen geplant, 
angeordnet, begangen oder dazu angestiftet hat oder auf andere Weise zur Planung, Vorbe-
reitung oder Ausführung des Verbrechens Beihilfe geleistet hat, ist für das Verbrechen 
individuell verantwortlich. 

 2. Die amtliche Stellung eines Beschuldigten, ob als Staats- oder Regierungschef 
oder als verantwortlicher Amtsträger der Regierung, enthebt den Betreffenden nicht der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit und führt auch nicht zur Strafmilderung. 

 3. Die Tatsache, daß eine der in den Artikeln 2 bis 4 dieses Statuts genannten 
Handlungen von einem Untergebenen begangen wurde, enthebt dessen Vorgesetzten nicht 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, sofern dieser wußte oder hätte wissen müssen, daß 
der Untergebene im Begriff war, eine solche Handlung zu begehen oder eine solche began-
gen hatte und der Vorgesetzte nicht die erforderlichen und angemessenen Maßnahmen 
ergriffen hat, um die Handlung zu verhindern oder die Täter zu bestrafen. 

 4. Die Tatsache, daß ein Angeklagter auf Anordnung einer Regierung oder eines 
Vorgesetzten gehandelt hat, enthebt den Betreffenden nicht der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit, sie kann jedoch strafmildernd berücksichtigt werden, wenn dies nach Fest-
stellung des
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wegen ebensolcher Verstöße, die während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von 
Nachbarstaaten begangen wurden. 

 2. Das Internationale Gericht für Ruanda hat Vorrang vor den einzelstaatlichen 
Gerichten aller Staaten. In jedem Stadium des Verfahrens kann das Internationale Gericht 
für Ruanda die einzelstaatlichen Gerichte förmlich ersuchen, ihre Zuständigkeit in einem 
Verfahren im Einklang mit diesem Statut sowie mit der Verfahrensordnung und den Be-
weisregeln des Internationalen Gerichts für Ruanda an dieses abzutreten. 

Artikel 9  

Ne bis in idem 

 1. Niemand darf wegen Handlungen, die nach diesem Statut schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen, vor ein einzelstaatliches Gericht gestellt wer-
den, wenn er wegen derselben Handlungen bereits von dem Internationalen Gericht für 
Ruanda verfolgt wurde. 

 2. Eine Person, die wegen Handlungen, die schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht darstellen, vor ein einzelstaatliches Gericht gestellt wurde, darf später von 
dem Internationalen Gericht für Ruanda nur dann belangt werden,  

 a) wenn die Handlung, derentwegen sie vor Gericht gestellt wurde, als ein 
gewöhnliches Verbrechen gewertet wurde; oder 

 b) wenn das einzelstaatliche Gerichtsverfahren nicht unparteilich und unabhängig 
war, wenn es darauf ausgerichtet war, den Angeklagten vor internationaler strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit zu schützen, oder wenn der Fall nicht mit der gebotenen Sorgfalt ver-
folgt wurde. 

 3. Bei der Bemessung der Strafe, die gegen eine eines Verbrechens nach diesem 
Statut für schuldig befundene Person verhängt werden soll, berücksichtigt das Internationale 
Gericht für Ruanda, inwieweit diese Person bereits eine von einem einzelstaatlichen Gericht 
wegen derselben Handlung verhängte Strafe verbüßt hat. 

Artikel 10 

Organisation des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das Internationale Gericht für Ruanda setzt sich aus den folgenden Organen zusam-
men: 

 a)  
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Amtsträger und Mitglieder der Kammern  

 1. Die Richter des Internationalen Gerichts für Ruanda wählen einen Präsidenten. 

 2. Nach Absprache mit den Richtern des Internationalen Gerichts für Ruanda teilt 
der Präsident die Richter den Strafkammern zu. Ein Richter wird nur in der Kammer tätig, 
der er zugeteilt worden ist. 

 3. Die Richter jeder Strafkammer wählen einen Richter zum Vorsitzenden, der alle 
Verfahren vor dieser Kammer leitet. 

Artikel 14 

Verfahrensordnung und Beweisregeln 

 Die Richter des Internationalen Gerichts für Ruanda nehmen für das Verfahren vor 
dem Internationalen Gericht für Ruanda die Verfahrensordnung und Beweisregeln des 
Internationalen Gerichts für das ehemalige Jugoslawien an, die die Durchführung des Vor-
verfahrens, des Hauptverfahrens und des Rechtsmittelverfahrens, die Zulassung von Be-
weismitteln, den Schutz der Opfer und Zeugen und andere in Betracht zu ziehende Ange-
legenheiten regeln, und bringen dabei gegebenenfalls die ihnen erforderlich erscheinenden 
Änderungen an. 

Artikel 15 

Der Leiter der Anklagebehörde 

 1. Dem Leiter der Anklagebehörde obliegt es, gegen Personen, die für schwere 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 
1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie gegen ruandische 
Staatsangehörige, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet der Nachbar-
staaten begangene derartige Verstöße verantwortlich sind, zu ermitteln und diese Personen 
strafrechtlich zu verfolgen. 

 2. Der Leiter der Anklagebehörde handelt unabhängig als selbständiges Organ des 
Internationalen Gerichts für Ruanda. Er darf von einer Regierung oder von einer anderen 
Stelle Weisungen weder einholen noch entgegennehmen. 

 3. Der Leiter der Anklagebehörde des Internationalen Gerichts für das ehemalige 
Jugoslawien wird auch als Leiter der Anklagebehörde des Internationalen Gerichts für 
Ruanda tätig. Er verfügt zu seiner Unterstützung bei den Verfahren vor dem Internationalen 
Gericht für Ruanda über zusätzliches Personal, einschließlich eines Stellvertretenden An-
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 Das Internationale Gericht für Ruanda trifft in seiner Verfahrensordnung und seinen 
Beweisregeln Vorkehrungen für den Schutz der Opfer und Zeugen. Diese Schutzmaßnah-
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Artikel 26 

Vollstreckung des Urteils 

 Die Freiheitsstrafe wird in Ruanda oder in einem Staat verbüßt, der von dem 
Internationalen Gericht für Ruanda anhand einer Liste von Staaten bestimmt wird, die dem 
Sicherheitsrat ihre Bereitschaft bekundet haben, Verurteilte zu übernehmen. Die Freiheits-
strafe wird nach den anwendbaren Rechtsvorschriften des betreffenden Staates verbüßt und 
unterliegt der Aufsicht des Internationalen Gerichts für Ruanda. 

Artikel 27 

Begnadigung oder Strafumwandlung 

 Kommt der Verurteilte nach den anwendbaren Rechtsvorschriften des Staates, in dem 
er seine Freiheitsstrafe verbüßt, für eine Begnadigung oder eine Umwandlung der Strafe in 
Betracht, so teilt der betreffende Staat dies dem Internationalen Gericht für Ruanda mit. 
Eine Begnadigung oder Umwandlung der Strafe erfolgt nur dann, wenn der Präsident des 
Internationalen Gerichts für Ruanda im Benehmen mit den Richtern im Interesse der Ge -
rechtigkeit und nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen eine entsprechende Entscheidung 
trifft. 

Artikel 28 

Zusammenarbeit und Rechtshilfe  

 1. Die Staaten arbeiten bei den Ermittlungen gegen Personen, die der Begehung 
schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht beschuldigt werden, und bei deren 
strafrechtlicher Verfolgung mit dem Internationalen Gericht für Ruanda zusammen. 

 2. Die Staaten kommen jedem Rechtshilfeersuchen und jeder von einer Strafkam-
mer erlassenen Verfügung unverzüglich nach, insbesondere, jedoch nicht ausschließlich, in 
bezug auf 

 a) die Ermittlung von Personen und deren Aufenthalt; 

 b) die Vernehmung von Zeugen und das Beibringen von Beweisen; 

 c) die Zustellung von Schriftstücken; 

 d) die Festnahme oder Inhaftierung von Personen; 

 e) die Übergabe oder Überstellung des Angeschuldigten an das Internationale Ge -
richt für Ruanda. 

Artikel 29 

Rechtsstellung, Vorrechte und Immunitäten des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 1. Das Übereinkommen vom 13. Februar 1946 über die Vorrechte und Immunitä-
ten der Vereinten Nationen findet Anwendung auf das Internationale Gericht für Ruanda, 
die Richter, den Leiter der Anklagebehörde und dessen Personal sowie auf den Kanzler und 
dessen Personal. 

 2. Die Richter, der Leiter der Anklagebehörde und der Kanzler genießen die Vor-
rechte, Immunitäten, Befreiungen und Erleichterungen, die Diplomaten nach dem Völker-
recht eingeräumt werden. 
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 3. Das Personal des Leiters der Anklagebehörde und des Kanzlers genießt die Vor-
rechte und Immunitäten, die nach den Artikeln V und VII des in Absatz 1 genannten Über-
einkommens den Bediensteten der Vereinten Nationen eingeräumt werden. 

 4. Anderen Personen, deren Anwesenheit am Sitz oder Tagungsort des Inter-
nationalen Gerichts für Ruanda erforderlich ist, einschließlich der Angeklagten, wird die für 
die reibungslose Wahrnehmung der Aufgaben des Gerichts notwendige Behandlung 
gewährt. 

Artikel 30 

Kosten des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Die Kosten des Internationalen Gerichts für Ruanda werden im Einklang mit Arti-
kel 17 der Charta der Vereinten Nationen aus dem ordentlichen Haushalt der Vereinten Na-
tionen bestritten. 

Artikel 31 

Arbeitssprachen 

 Die Arbeitssprachen des Internationalen Gerichts für Ruanda sind Englisch und 
Französisch. 

Artikel 32 

Jahresbericht 

 Der Präsident des Internationalen Gerichts für Ruanda legt dem Sicherheitsrat und der 
Generalversammlung einen Jahresbericht des Internationalen Gerichts für Ruanda vor. 


